
  Die STADT ARNSBERG informiert 
 
 
Bekanntmachung der  

 
1. Satzung zur Änderung der Satzung für die Durchführung von Bürgerentscheiden in 

der Stadt Arnsberg vom 07.10.2016 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 Satz 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, des § 1 der Verordnung zur 
Durchführung des Bürgerentscheids vom 10. Juli 2004 (GV. NRW. S. 383) und des 
Artikels 7 des Ersten allgemeinen Gesetzes zur Stärkung der Sozialen Inklusion in 
Nordrhein-Westfalen (GV. NRW. 2016, S. 442 ff.) i. V. m. § 8 Kommunalwahlgesetz  – 
jeweils in den z. Zt. gültigen Fassungen -  hat der Rat der Stadt Arnsberg am 
14.03.2017 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 4 Abstimmberechtigung Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
 
(2) Von der Abstimmberechtigung ausgeschlossen ist, wer infolge Richterspruchs in 

der Bundesrepublik Deutschland das Wahlrecht nicht besitzt. 
 
 
 

Artikel II 
 
§ 12 Stimmabgabe Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: 
 
(4) Der Abstimmende kann seine Stimme nur persönlich abgeben. Ein Abstimmender, 

der des Lesens unkundig oder aufgrund einer körperlichen Beeinträchtigung nicht 
in der Lage ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten und in die 
Abstimmungsurne zu werfen, kann sich der Hilfe einer anderen Person 
(Hilfsperson) bedienen. Hilfsperson kann auch ein von dem Abstimmberechtigten 
bestimmtes Mitglied des Abstimmvorstandes sein. Blinde oder Sehbehinderte 
können sich zur Kennzeichnung des Stimmzettels auch einer 
Stimmzettelschablone bedienen.  

 
Artikel III 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Satzung für die Durchführung von 
Bürgerentscheiden in der Stadt Arnsberg vom 07.10.2016 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
59759 Arnsberg, den 24.03.2017 
 
 
 
Hans-Josef Vogel 
Bürgermeister 


